
legen. Gegen den Beschluß über die Festsetzung der Ver
gütung des Verwalters können der Verwalter und der 
Schuldner Beschwerde erheben (§ 15 Abs. 1 und 2). Der 
Sekretär hat seine Entscheidung zu ändern, wenn ?r die 
Beschwerde im vollen Umfang für begründet erachtet; an
derenfalls hat er die Beschwerde dem Bezirksgericht zur 
Entscheidung vorzulegen (§ 159 Abs. 1 ZPO).
Gegen sonstige vom Sekretär getroffene Maßnahmen und 
Weisungen können der Verwalter, der Schuldner und der 
Rat des Kreises Einwendungen erheben (§ 15 Abs. 3), über 
die der Sekretär durch beschwerdefähigen Beschluß zu 
entscheiden hat (§ 135 Abs. 3 ZPO).
Der Verwalter hat aus dem verwalteten Vermögen die 
Gerichtskosten für die Gesamtvollstreckung zu zahlen. Zu

den Gerichtskosten gehören die volle Gerichtsgebühr nach 
dem Wert des zu verwertenden Vermögens, die mit der 
Anordnung der Gesamtvollstreckung fällig wird (§ 16 
Abs. 1 i. V. m. § 165 Abs. 1 ZPOJ/12/, sowie die gerichtlichen 
Auslagen, insbesondere die Kosten der öffentlichen Be
kanntmachung (§ 164 Abs. 1 und 2 ZPO).
Eine Gerichtsgebühr wird nicht erhoben, wenn die Ein
leitung der Gesamtvollstreckung abgelehnt wird (§ 16 
Abs. 1 Satz 3).
/12/ Die Gerichtsgebühr für die Gesamtvollsitreckung beträgt 
5 Prozent des Wertes der von der Pfändung erfaßten beweglichen 
und unbeweglichen Sachen zuzüglich der einzuziehenden Forde- 
rungen und Rechte des Schuldners sowie der vorhandenen Geld
beträge. Davon wird der Wert der vom Verwalter mit Zustim-. 
mung des Sekretärs anerkannten Eigentums- oder Pfandrechte 
Dritter abgezogen.
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Kennt das ZGB eine außervertragliche Verantwortlichkeit für Dritte?
Bei der Erläuterung von Fragen der zivilrechtlichen Ver
antwortlichkeit für Schadenszufügung (NJ 1977 S. 10 ff.) 
kommt M. P o s c h zu folgender Aussage: „Eine außer
vertragliche Verantwortlichkeit für Dritte ist im 5. Teil 
des ZGB — im Unterschied zur vertraglichen Verantwort
lichkeit (§ 82 Abs. 2) — generell nicht vorgesehen.“/I/ 
Dieser Auffassung kann m. E. nicht gefolgt werden, weil 
sie die Systematik des ZGB unberücksichtigt läßt.
Die Problematik Soll an folgendem Sachverhalt demon
striert werden:
Weil der alleinstehende Eigentümer eines Eigenheims ver
reist, bittet er einen Bekannten, beim Auftreten von Schnee 
und Eisglätte die nach der Ortssatzung erforderlichen 
Räumarbeiten vorzunehmen. Der Bekannte sagt auch zu, 
unterläßt jedoch die Arbeiten, so daß ein Bürger ausgleitet 
und Schaden erleidet.
Folgt man den Ausführungen von M. Posch, dann soll der
jenige, der Dritte zur Erfüllung allgemeiner Verhaltens
pflichten heranzieht, dadurch von seinen Pflichten nicht 
entlastet werden. Eine Verantwortlichkeit soll aber auch 
in diesen Fällen auf eigener Pflichtverletzung des Ver
antwortlichen — in unserem Beispiel also des Hauseigen
tümers — beruhen. Gemäß §§ 18, 23 der VO über die öffent
lichen Straßen — StraßenVO — vom 22. August 1974 (GBl. I 
S. 515) ist ein Bürger als Anlieger öffentlicher Straßen 
u. a. für die Sauberhaltung von Wegen usw. im Einklang 
mit den Regelungen der jeweiligen Ortssatzung verant
wortlich, und zwar nach den zivilrechtlichen Verantwort- 
lichkeitsbestimmungen./2/ Nach Inkrafttreten des ZGB wird 
damit auf die §§ 330 ff. ZGB verwiesen, also auch auf die 
Befreiungsmöglichkeit nach §333 ZGB wegen fehlenden 
Verschuldens des verantwortlichen Bürgers.
Mit den allgemeinen Überlegungen, die M. Posch zur Wir
kung der Beauftragung eines Dritten anstellt, könnte eine 
Entlastung über § 333 ZGB nicht ausgeschlossen werden. 
Wären nur die §§ 18, 23 StraßenVO i. V. m. § 333 ZGB zu 
berücksichtigen, so würde die Auswahl und Beauftragung 
eines generell als zuverlässig bekannten Bürgers den Vor
wurf einer fahrlässigen Pflichtverletzung entkräften müs
sen. In unserem Beispiel würde dies bedeuten: Der Haus
eigentümer könnte zivilrechtlich nicht verantwortlich ge
macht werden./3/
/l/ M. Poscäi, „Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit für Schadens
zufügung und ihre Voraussetzungen“, NJ 1977 S. 10 fl. (13).
/2/ Vgl. dazu J. Göhring/I. Tauchnitz/R. Kubitza, „Die neue 
Straßenverordnung und ihre Konsequenzen für die gerichtliche 
Tätigkeit“, NJ 1975 S. 193 fl.
/3/ Für die hier zu behandelnde Problematik mag es dahinge
stellt bleiben, ob der beauftragte Bürger dem Geschädigten 
gegenüber unmittelbar verantwortlich ist. Eine solche Möglichkeit 
ist nicht auszuschließen, hat aber für das Kernproblem keine 
Bedeutung. In der Regel ist für den Geschädigten eine günstigere 
Situation gegeben, wenn er sich an den primär Verpflichteten 
halten kann.

Entgegen der von M. Posch vertretenen Auffassung ist 
aber § 82 Abs. 2 ZGB nicht nur im Rahmen der vertragli
chen, sondern auch im Rahmen der außervertraglichen 
zivilrechtlichen materiellen Verantwortlichkeit Rechts
grundlage der Verantwortlichkeit für Dritte. Geht man 
vom Wortlaut dieser Regelung aus, so stellt sie aller
dings völlig auf vertragliche Beziehungen ab. Es handelt 
sich jedoch nicht um eine Spezialität dieser Norm, sondern 
sie ordnet sich in die allgemeinen Bestimmungen über 
Verträge (§§ 43 bis 93 ZGB) ein.
Soweit es erforderlich war, der Regelung der einzelnen 
Vertragstypen (§§ 94 bis 283 ZGB) allgemeine Bestimmun
gen voranzustellen, orientieren sich diese auf die charakte
ristischen Rechtsgeschäfte, d. h. die Verträge. Alle Frage
stellungen — bis hin zur Verantwortlichkeit — werden 
daher vom Gesetz jeweils unter dem Aspekt der Verträge 
beantwortet. Mit dieser Feststellung ist aber noch keine 
abschließende Aussage über den Anwendungsbereich der 
§§ 43 ff. ZGB getroffen worden.
Dazu enthält §48 ZGB eine sehr differenzierte Regelung, 
deren Beherrschung für die Anwendung des ZGB in seiner 
Gesamtheit unerläßlich ist. Generell muß bemerkt wer
den, daß § 48 ZGB und § 93 ZGB diejenigen Bestimmungen 
sind, die es erlaubt haben, die Regelungen des ZGB ins
gesamt zu konzentrieren. Sie müssen daher nicht nur bei 
der Anwendung des ZGB, sondern bei der Anwendung der 
zivilrechtlichen Rechtsvorschriften überhaupt berücksich
tigt werden.
Die hier erörterte Problematik macht es nicht erforder
lich, die Auswirkungen des § 48 ZGB in allen Varianten 
darzulegen. Ausreichend ist es, darauf einzugehen, daß 
nach § 48 Abs. 2 ZGB die allgemeinen Bestimmungen über 
Verträge entsprechend auch für andere, nicht durch Ver
trag begründete Rechte und Pflichten gelten. Dabei sind 
zwei Fälle zu unterscheiden:
Die allgemeinen Bestimmungen über Verträge gelten 
e r s t e n s  für nicht durch Vertrag begründete z i v i l -  
r e c h t l i c h e  Rechte und Pflichten. Wurde ein Zivil
rechtsverhältnis z. B. durch außervertraglich'e Schadenszu
fügung begründet, so sind auf die Abwicklung der sich 
daraus ergebenden zivilrechtlichen Rechte und Pflichten 
die allgemeinen Bestimmungen über Verträge anzuwen
den. Die Erfüllung einer auf Geldzahlung gerichteten Scha
denersatzverpflichtung (§§ 336, 337 ZGB) bestimmt sich 
folglich auch nach den §§ 75, 76 ZGB. Für Erfüllung einer 
so begründeten zivilrechtlichen Pflicht ist aber auch § 82 
Abs. 2 ZGB anzuwenden.
Die allgemeinen Bestimmungen über Verträge müssen 
z w e i t e n s  aber auch für solche Rechte und Pflich
ten gelten, die zwar im Vorfeld eines konkreten Zivil-
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